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VORTRAG 
Die unfreiwillige Unterbringung und Behandlung in der Psychiatrie  

Inkl. Vergleich der Landesregelungen  



 

FOLIE 1 

 

1.1 FOLIE 2 

 

 

Die Behandlung eines kranken Menschen bedarf der Mitwirkung. Dies gilt für seelische Krankheiten ebenso. Das Selbstbestim-
mungsrecht des Patienten ist die Grundlage des Schultzes seiner in der Verfassung geschützten Rechte.  
Um selbstbestimmt zu sein muss der Patient über die Fähigkeit verfügen den Willen frei oder in speziellen Fragestellungen zu-
mindest natürlich bilden können.  
Man wird auch bei denjenigen Patienten, die ihren Willen nicht frei bilden können, auf den natürlichen Willen zur Gesunderhal-
tung oder Gesundwerdung vertrauen und diesen zur Zusammenarbeit bewegen können. Dabei ist der Dialog oder in Einzelfäl-
len auch der Trialog mit Angehörigen oder Vertrauten zu wählen.  
Dahinter steht neben den verfassungsrechtlichen Gedanken auch die Frage einer Vertragsfähigkeit als solche. Jeder Behandlung 
geht eine Vertragsbeziehung voraus, die bidirektional geschlossen werden muss.  
In den Fällen, in denen der Patient nicht mehr frei entscheiden kann, muss im Einzelfall geprüft werden, ob ein Behelf und da-
mit eine Stellvertretung für die Zeiträume erbracht werden kann, in denen der Patient nicht mehr abwägen kann. Es wird zu-
dem zu unterscheiden sein, ob man einen Patienten vor sich oder andere vor ihm schützt oder eine invasive Behandlung erlau-
ben soll. Viele Jahre waren diese beiden Grundrechte, die der Freizügigkeit und Unversehrtheit nur unscharf von einander ge-
trennt. 

ÅMedizinische Überlegungen 

Åeinsatztaktische Überlegungen

Åjuristische Aspekte

besondere Herausforderung  für die Beteiligten

ÅSelbstbestimmungsrecht

ÅAkzeptanz der Behandlung ist Primat

ÅKonsentierte Körperverletzung

erhebliche Eingriffe in die Rechtssphäre des Betroffenen

ÅAnalog der (strafprozessualen) vorläufigen Festnahme durch die Polizei

ÅPerson, die einer Straftat verdächtig ist

ÅMaßnahme gegenüber einer kranken Person

Schwere des Eingriffs 



 
Derzeit gibt es zwei Standardverfahren für diesen Weg: 
 

 
 
 
Rechtlich geht es um die vertraglichen Grundlagen der Behandlung oder Betreuung einerseits und um die rechtlichen Grundla-
gen für die Eingriffe in die Rechte der Betroffenen andererseits. In diesem Zusammenhang sind auch die rechtlichen Grundlagen 
einer ς nur ausnahmsweise zulässigen ς Zwangsbehandlung zu erörtern. 
 

1.2 FOLIE 3: BEHANDLUNG ALS VERTRAGSERGEBNIS 
 

 
 
In der Regel basiert eine medizinische Behandlung auf einen Vertrag, der zwischen Patient und Arzt/Klinik getroffen wird. Im 
Fall des sogenannte Kassenpatienten kommt ein zivilrechtlicher Behandlungsvertrag zustande mit  entsprechenden Rechten 
und Pflichten außer der Vergütung (§ 76 Abs. 4 SGB V). 
Im Gegensatz dazu begleichen Privatversicherte und Beamte ihre Rechnungen persönlich.  
 
Diese Behandlungsverträge findet man im Betreuten Wohnen als Betreuungsvertrag ebenso. Hier können Sozialleistungsträger 
subsidiär für die Kosten aufkommen.  
In beiden Fällen bedarf es der Geschäftsfähigkeit des Patienten.  
Ist der Betroffene geschäftsunfähig, kann der entsprechende Vertrag durch einen rechtlichen Betreuer mit entsprechendem 
Aufgabenkreis geschlossen werden.  

Fehlende 
Willlensbestimmtheit

Unterbringungsrecht

Unterbringung

Behandlung

Betreuungsrecht

Unterbringung

Behandlung

Behandlungs-
verfügung

Unterbringung

Behandlung

Geschäftsfähigkeit

zivilrechtlicher Behandlungsvertrag 

§ 76 Abs. 4 SGB V: Rechte und Pflichten 

Invitation ad offerendum

gesetzlich krankenversicherter Person: 
der Sachleistung von der 

Krankenkasse; Pat. Tageszuschuss 

bei privat krankenversicherten 
Personen und Beamten: Vergütung der 

Leistung (stellen diese dann ihrer 
Verischerung in Rechnung)

Betroffene ist 
geschäftsunfähig

rechtlichen Betreuer mit 
entsprechendem 
Aufgabenkreis



Handelt es sich um einen Heimvertrag nach dem Heimgesetz oder einen Vertrag mit einer Werkstatt für behinderte Menschen, 
wird bei Geschäftsunfähigkeit die Wirksamkeit des Vertrages fingiert, soweit Leistungen bereits erbracht wurden (§§ 5 Abs. 12 
HeimG, 138 Abs. 5 SGB IX). Insoweit muss kein rechtlicher Betreuer bestellt werden.  
Soweit es sich bei der Einrichtung um ein Heim im Sinn des Heimgesetzes handelt, sind die entsprechenden Vorschriften insbe-
sondere über die Vertragsgestaltung und die Kündbarkeit anzuwenden. Einrichtungen des Betreuten Wohnens fallen allerdings 
nach derzeitiger Rechtslage nicht unter das Heimgesetz, wenn keine umfassende Betreuung und Versorgung angeboten wird (§ 
1 Abs. 2 HeimG). Bei Verträgen des Betreuten Wohnens geht die Rechtsprechung von gemischten Verträgen aus, die Elemente 
des Wohnens sowie der Betreuung enthalten. Die Gerichte neigen hier dazu, das Wohnraummietrecht anzuwenden mit der 
Folge, dass eine Kündigung des Betroffenen nur unter den Voraussetzungen des Wohnraummietrechts in Betracht kommt. Es 
empfiehlt sich daher, in den Betreuungsverträgen die Verknüpfung von Wohnen und Betreuungsleistungen genau zu regeln und 
die  Kündigungsmöglichkeiten an den Vorschriften des Heimgesetzes zu orientieren. Danach kann der Heimträger nur aus wich-
tigem Grund kündigen. Ein solcher liegt vor, wenn der Gesundheitszustand des Betroffenen sich so verändert hat, dass eine 
fachgerechte Betreuung in dem Heim nicht mehr möglich ist (§ 8 Abs. 3 Nr. 2 HeimG). 
 

1.3 FOLIE 4: VERTRAGLICH GENEHMIGTE KÖRPERVERLETZUNG 

 

Nicht nur die Behandlung als solche sondern auch jeder ärztliche oder therapeutische Eingriff (Medikamentenvergabe oder 
psychotherapeutische Verfahren) bedürfen einer Einwilligung und damit einer juristischen Regelung zwischen Arzt und Patient. 
Erst die vertragliche Übereinkunft setzt eventuelle straf- und zivilrechtliche Folgen einer Körperverletzung als vom Patienten 
gewollt außer Kraft, so diese entsprechend der Absprachen geleistet wurde (Garantenpflicht). Voraussetzung ist der umfassend 
informierte Patient. Dies betrifft die Diagnose und die verschiedenen in Betracht kommenden Behandlungsmaßnahmen (ein-
schließlich möglicher Alternativen, jeweilige Risiken und Nebenwirkungen). Nur so kann der Patient wirksam zustimmen oder 
ablehnen. 
Dies gilt unabhängig der Erkrankung und damit voll umfänglich auch für psychisch kranke Menschen. Die Aufklärung ist zudem 
bei jedem Menschen eine Frage des grundlegenden Rechts auch bei einer Einwilligungsunfähigkeit zu leisten. Im Falle einer 
Fremdbestimmung ist hier der rechtliche Vertreter mit aufzuklären. 

Vertrag zwischen den beteiligten Personen 

Regel

jeder ärztliche oder therapeutische 
Eingriff, wozu auch die 
Medikamentenvergabe oder 
psychotherapeutische Verfahren 
gehören ist eine Körperverletzung 
im zivil- und strafrechtlichen Sinn 

Keine Rechtsfolgen der Körperverletzung

aufgeklärter Patient 

Willigt rechtswirksam ein

Ausübung seines 
Selbstbestimmungsrechts

Recht auf Ablehnung der 
Behandlung 

Voraussetzung ist die 
Einwilligungsfähigkeit

rechtswirksame Einwilligung

vorherige Aufklärung

Erkrankung (Diagnose)

in Betracht kommenden 
Behandlungsmaßnahmen

einschließlich möglicher 
Alternativen 

mit der Behandlung verbundenen 
Gefahren (Risiken und 
Nebenwirkungen) 



1.4 FOLIE 5: EINWILLIGUNGSFÄHIGKEIT 

 

In der Regel sind auch psychisch kranke und intelligenzgehandicapte Menschen einwilligungsfähig. Eine Ablehnung der Behand-
lung lässt keinesfalls auf eine Einwilligungsfähigkeit schließen.  
Einwilligungsfähig bedeutet, dass der Patient umfassend die Diagnose und die Behandlung, die Auswirkung der Krankheit und 
die Folgen einer Behandlung übersichtlich für sich abwägen und entscheiden kann. Dabei ist ärztlicherseits darauf zu achten, 
dass die Aufklärung in einer dem Patienten angemessenen Art und Weise erfolgt.  
Ist der Patient aufgrund einer mittel- bis schwergradigen Intelligenzminderung oder aufgrund eines Grundlagenirrtums, an dem 
widersinnig und damit krankhaft festgehalten wird (im Falle einer Wahnerkrankung) in seiner freien und ggf. auch natürlichen 
Willensbildung beeinträchtigt, dann ist eine Behandlung widerrechtlich, so lange sie nicht einem Notfall entgegen wirkt.  
Damit bedarf es im Falle einer Behandlungsnotwendigkeit eines im Sinne des Patienten entscheidenden Sachwalters (§ 1901 
Abs. 3 BGB). Die  Behandlungsbedürftigkeit wird von der Unterbringung und den Schutz des Patienten und des Umfeldes ge-
trennt betrachtet. Der beantragende Betreuer bedarf eines unabhängigen ärztlichen Gutachtens, das er dem Gericht vorlegen 
muss. Dies muss zwingend die Diagnose vollbeweislich sichern, die Behandlungsmodelle evidenzabhängig diskutieren und die 
erwarteten Effekte aufzeigen.  
Mit der Einwilligungsfähigkeit des Patienten endet die Vertretungsmacht des Betreuers.  
 

1.5 FOLIE 6: PRIMAT DER PATIENTENVERFÜGUNG UND BEHANDLUNGSVEREINBARUNGEN 

 

Schritt 1

ÅErfahrungshintergrund des psychisch kranken Menschen 

ÅAblehnung ist nicht mit Einwilligungsunfähigkeit gleichzusetzen

Schritt 2

ÅPsychisch Kranke sind apriori einwilligungsfähig

ÅOhne Einwilligungsfähigkeit ïkeine Behandlung 

Schritt 3

ÅGibt es einen Betreuer?

ÅDann kann er stellvertretend im Sinne des Patienten einwilligen, wenn er mit seinem Betreuten die Behandlung (ggf. mit 
Arzt) besprochen hat. (§ 1901 Abs 3 BGB) und der Betreuer mittels eines Antrags diese beim Gericht vorgelegt hat und 
eine Gutachten (unabhängig) die Behandlung in seinem Gutachten für notwendig und sachrichtig erachtet.
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Wahrung der 
Selbstbestimmung auch in 
psychischen Krisen

Gilt auch für den Betreuer

Zum Zeitpunkt der Verfügung 
muss eine 
Einwilligungsfähigkeit 
bestanden haben, ebenso 
muss eine hinreichend 
konkrete Vorstellung von den 
Sicherungs- und 
Behandlungsmaßnahmen 
bestanden haben.

z.B. vorausgehende 
Erfahrungen in der 
Psychiatrischen Behandlung 

Vermerk dass Pat. zum 
Erstellungszeitpunkt 
einwilligungsfähig war.
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Ist für den Arzt bindend!

Auch bei einer 
Behandlungsablehnung

Betreuer kann diese 
Verfügung nicht umgehen

(§ 1901 Abs. 2 und 3 BGB)

Durchbrechung durch ein 
PSychKG in Notfallsituationen 
ist in der Regel nicht gegeben



Im Sinne des einseitigen Rechtsgeschäftes (analog eines Testamentes) kann jeder Mensch für den Fall vorsorgen und eine Voll-
macht ŜǊǎǘŜƭƭŜƴΦ 5ŀƳƛǘ ŘŜƪƭŀǊƛŜǊǘ ƧŜŘŜǊ aŜƴǎŎƘ ŀƭǎ ȊǳƳƛƴŘŜǎǘ αƳǳǘƳŀǖƭƛŎƘŜƴ ²ƛƭƭŜƴά ŦǸǊ ŘŜƴ CŀƭƭΣ ƛƴ ŘŜƳ ŜǊ ƪŜinen freien Wil-
len mehr bestimmen kann. Dieser Wille ist verbindlich - im Rahmen des Willensinhaltes - und damit zu beachten. Die Verbind-
lichkeit der Patientenverfügung und Behandlungsvereinbarungen wurden durch den Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung 
vom 17. 3. 2003 für die Problematik lebenserhaltender bzw. -verlängernder Maßnahmen als Ausdruck des Selbstbestimmungs-
rechts bestätigt. Dies gilt auch für den rechtlichen Betreuer (§ 1901 BGB).  
 
Der hat die grundsätzliche Verbindlichkeit eines in einer Patientenverfügung niedergelegten Willens bestätigt und dies mit dem 
begründet, das auch dann noch zu respektieren ist, wenn der Betroffene zu eigenverantwortlichem Entscheiden nicht (mehr) in 
der Lage ist. Soweit ein Betreuer bestellt ist, hat dieser dem Patientenwillen gegenüber Arzt und Pflegepersonal in eigener 
rechtlicher Verantwortung und nach Maßgabe des Ausdruck und Geltung zu verschaffen (BGH in: R & P 
2003, 153). 
Diese Entscheidung des BGH ist auf Fälle der psychiatrischen Behandlung übertragbar, weil es auch hier um Willensäußerungen 
geht, die zu einem früheren Zeitpunkt für den Fall der späteren Einwilligungsunfähigkeit in einer psychiatrischen Krise formu-
liert werden. Allerdings ist auch hier Voraussetzung, dass der Betroffene bei Abgabe seiner Willensäußerung in einer Patienten-
verfügung oder Behandlungsvereinbarung einwilligungsfähig ist und dass er sich eine hinreichend konkrete Vorstellung über die 
Behandlung gemacht hat, in die er vorab einwilligen oder die er vorab ablehnen möchte. Insoweit kann auf frühere positive 
oder negative Erfahrungen mit psychiatrischen Behandlungen zurückgegriffen werden. Aus rechtlicher Sicht besteht kein Unter-
schied zwischen einer (einseitig erstellten) Patientenverfügung und einer (in Absprache mit den behandelnden Institutionen 
erstellten) Behandlungsvereinbarung, weil es sich bei der Einwilligung in bzw. Ablehnung von Behandlungsmaßnahmen nicht 
um einen Vertrag, sondern um eine einseitige Willenserklärung handelt. 
Dennoch ist der Abschluss einer Behandlungsvereinbarung schon deswegen sinnvoll, weil durch die Beteiligung der behandeln-
den Ärzte von der Einwilligungsfähigkeit des Betroffenen zum Zeitpunkt des Abschlusses der Behandlungsvereinbarung ausge-
gangen werden kann und weil der Betroffene in aller Regel von der Akzeptanz seines in der Behandlungsvereinbarung niederge-
legten Willens ausgehen kann. Bei einer Patientenverfügung empfiehlt sich daher ein Arztvermerk, dass der Betroffene zum 
Zeitpunkt der Erstellung in Bezug auf die in Betracht kommenden Behandlungsmaßnahmen einwilligungsfähig ist. 
Liegen die vorgenannten Voraussetzungen vor, sind die behandelnden Ärzte an den in der Patientenverfügung oder Behand-
lungsvereinbarung niedergelegten Willen gebunden. Dies gilt auch für die Ablehnung der Behandlung. Dann kann auch nicht ς 
wie es in der Praxis teilweise geschieht ς ein rechtlicher Betreuer zur Umgehung des Willens des Betroffenen bestellt werden, 
denn auch dieser ist weitgehend an den Willen des Betroffenen gebunden (§ 1901 Abs. 2 und 3 BGB).  
Der Wille des Betroffenen kann in Einzelfällen (je nach PsychKG) nur im Rahmen einer Unterbringung nach dem jeweiligen 
PsychKG bzw. Unterbringungsgesetz auf der Grundlage der dortigen Regelungen zur Zwangsbehandlung, d. h. in akuten Gefah-
rensituationen, übergangen werden. Aber auch in diesen Fällen ist im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung soweit wie 
möglich der Wille des Betroffenen zu berücksichtigen, wenn es z. B. um die Wahl zwischen mehreren Medikamenten oder zwi-
schen einer Zwangsmedikation und einer Fixierung geht. 
 
Patientenverfügung und Behandlungsvereinbarung sind geeignete Instrumente der Selbstbestimmung und Vermeidung von 
Zwang in der Psychiatrie. 
Ihre Akzeptanz ist am größten, wenn sich beide Seiten ς wie bei der Behandlungsvereinbarung ς auf die durchzuführenden 

Maßnahmen verständigen können. Aber auch sonst ist der Patientenwillen nach der Rechtsprechung des BGH ς von wenigen 

Ausnahmen abgesehen ς zu respektieren. 

1.6 FOLIE 7: RECHTSGRUNDLAGEN DER ZWANGSBEHANDLUNG 
 



 
Das Recht auf körperliche Unversehrtheit ist eines der zentralen Grundrechte, in das nur aufgrund eines Gesetzes eingegriffen 
werden darf (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 3 GG). Dies bedeutet, dass auch eine psychiatrische Behandlung, in deren Rahmen aus-
nahmsweise Zwang angewendet werden soll, nur unter gesetzlich ausdrücklich normierten Voraussetzungen zu lässig ist. Aus 
dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ergibt sich außerdem, dass Zwangsmaßnahmen nur in Betracht 
kommen, wenn alle anderen Behandlungsmöglichkeiten und ςalternativen ausgeschöpft sind, die ohne Zwang auskommen. In 
diesem Sinn sind auch im psychiatrischen Alltag deeskalierende Maßnahmen, die die Anwendung von Zwang von vornherein 
vermeiden, verfassungsrechtlich geboten. Rechtliche Grundlagen für eine Zwangsbehandlung gegen den ausdrücklichen Willen 
und Widerstand des Betroffenen finden sich in den Unterbringungs- und Psychisch-Kranken-Gesetzen (PsychKG) bzw. Maßre-
gelvollzugsgesetzen der Bundesländer. Allerdings werden die Voraussetzungen und Grenzen der Zwangsbehandlung in den ein-
zelnen Bundesländern unterschiedlich geregelt. 

2 LÄNDERSPEZIFISCHE REGELUNGEN 

Die Gesetzgebung zur Regelung der unfreiwilligen Unterbringung, Zwangsbehandlung von psychisch kranken Menschen außer-
halb des Betreuungsrechtes ist im Rahmen der föderalen Struktur der Bundesrepublik Länderangelegenheit. 
Schon in der Begrifflichkeit finden sich Unterschiede, so bezeichnen die meisten Bundesländer ihre rechtlichen Regelungen mit 
ŘŜƳ .ŜƎǊƛŦŦ αtǎȅŎƘƛǎŎƘ-Kranken-GesŜǘȊάΣ ŘŀǾƻƴ ǿŜƛŎƘŜƴ .ŀŘŜƴ-Württemberg, Bayern, Hessen und Saarland ab. Ein gesonder-
ǘŜǎ wŜŎƘǘ ŦǸǊ αtǎȅŎƘƛǎŎƘ ς YǊŀƴƪŜά ƛǎǘ ŦǸǊ ǎƛŎƘ ƎŜƴƻƳƳŜƴ ǇǊƻōƭŜƳŀǘƛǎŎƘΣ Řŀ ŘǳǊŎƘ ŘƛŜ ŀƭƭŜƛƴƛƎŜ !ƴǿŜƴŘōŀǊƪŜƛǘ ŜƛƴŜǊ ƴǳǊ ƳŜƘǊ 
oder minder unscharf benennbaren Gruppe in der Bevölkerung nicht nur die psychische Erkrankung ein Eingangsmerkmal ist 
sondern diese Gruppe in der Bevölkerung vom Rest diskriminiert wird. Dies stellt die Frage des Gleichheitsgrundsatzes. Dahin-
ƎŜƘŜƴŘ ǎƛƴŘ [ŅƴŘŜǊΣ ŘƛŜ Ŝƛƴ α¦ƴǘŜǊōǊƛƴƎǳƴƎǎƎŜǎŜǘȊά ŘŜŦƛƴƛŜǊŜƴ solange neutraler, als sich dieses dann nicht auf eine spezifische 
Bevölkerungsgruppe sondern auch Eingangsmerkmale, die dann allerdings klar zu definieren sind, beschränkt.  

Å(Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 3 GG)

Åverfassungsrechtliche Grundsatz der Verhältnismäßigkeit: 
Zwangsmaßnahmen müssen ultimo ratio und zeitgleich normativ 
ausdrücklich geregelt sein.

ÅVorab: Deeskalation, jede Gewalt vermeidende Maßnahme 
muss erfolgt sein.

Zentrales Grundrecht: körperliche Unversehrtheit  

Psychisch-Kranken-Gesetzen (PsychKG) 



2.1 DIE BESONDERHEIT VON PSYCHKGS: 

 

Die Psychisch ς Kranken ς Gesetze umfassen in der Regel weit mehr als nur die Unterbringung oder die Behandlung gegen den 
Willen des Betroffenen. Sie verstehen sich als grundregelnde Sammlung des gesellschaftlichen Umgangs mit psychisch auffälli-
gen Menschen und der gegenseitigen Rechtsbeziehung. Damit umfassen die meisten Gesetze auch die Regelungen der Unter-
bringung im Rahmen des Maßregelvollzugs (§§ 63,64 StGB). Weitere Aufgaben sind: 

o Rechte und Pflichten der Aufsichtspflicht (Besuchskommissionen)  
o vor- und nachgehende Hilfen sowie der Unterbringung vorausgehende Maßnahmen 

o Klären der Voraussetzungen für die Unterbringung 
o Abwenden einer Unterbringung im Rahmen einer Freiwilligkeit der Behandlung 
o Vermeidung bzw. Verkürzung der Unterbringung 
o Klären, wann und wie Zwangsmaßnahmen im Vorfeld der stationären Behandlung in Betracht kommen und 

wie diese anzuwenden sind (psychosoziale Beratung, Betreuung, aufsuchende Hilfen, Hausbesuch) 
o Teilweise werden die vorzuhaltenden Dienste definiert: 

o Krisenintervention mit dem Ziel, stationäre Behandlungen zu vermeiden (z.B. Kriseninterventionszentren im 
Rahmen der psychiatrischen Notfallversorgung im § 4 Abs. 2 des Berliner PsychKG) 

o Hilfeangebot eine 24-stündige Erreichbarkeit,  
o mobiler Dienst, der auch die aufsuchende Hilfe gewährleistet,  
o Vorhaltung von Krisenbetten 

2.2 SUBSIDIARITÄT DER UNTERBRINGUNG 

 

ωFöderale Regelungen

PsychKG/UnterbrgG

ωvor- und nachgehende Hilfen sowie der Unterbringung vorausgehende Maßnahmen

ωKlären der Voraussetzungen für die Unterbringung

ωAbwenden einer Unterbringung im Rahmen einer Freiwilligkeit der Behandlung

ωVermeidung bzw. Verkürzung der Unterbringung

ωKlären, wann und wie Zwangsmaßnahmen im Vorfeld der stationären Behandlung in Betracht kommen und wie diese anzuwenden sind 
(psychosoziale Beratung, Betreuung, aufsuchende Hilfen, Hausbesuch

Inhalte

ωKrisenintervention mit dem Ziel, stationäre Behandlungen zu vermeiden (z.B. Kriseninterventionszentren im Rahmen der psychiatrischen 
Notfallversorgung im § 4 Abs. 2 des Berliner PsychKG)

ωHilfeangebot eine 24-stündige Erreichbarkeit, 

ωmobiler Dienst, der auch die aufsuchende Hilfe gewährleistet, 

ωVorhaltung von Krisenbetten

Definieren der Dienste

Grundrechtseingriff und Subsidiarität der Maßnahme

Sicherstellungspflicht der 
zuständigen Träger: Vor-
Nachgehender Hilfen

Nicht selbst erbringen, 
jedoch vermitteln

alle einer Unterbringung  
vorrangigen Hilfen sind 
auszuschöpfen

Abweichen nach unten

SPDiin freier Trägerschaft

ωMit Psychiater

ωSpezielle Zustimmung des zust. 
Ministerium auch ÖGT Facharzt 
mit Kenntnissen, Psychol. 
Psychotherapeuten 
(SächsPsychKG)

ωAusnahme Facharztvorbehalt 
(FamG)

Abweichungen nach oben

Eskalationsmodell des § 5 
des Thüringer PsychKG

ωVorladung / Hausbesuch SPDi

ωFreiwilligkeit eilt dem voraus

ωFalls nicht Vorladung, Hausbesuch

ωZwangsvorführung usw. / 
Betreten der Wohnung bei Gefahr



Alleine aus der Art des Grundrechtseingriffes erklärt sich die Subsidiarität der Unterbringung. Aus dieser folgt schlüssig: 
o Sicherstellungspflicht der zuständigen Träger hinsichtlich der vor- und nachgehenden Hilfen (Strukturqualität) 
o Der Träger muss diese Hilfen nicht selbst erbringen, er kann die der notwendigen Hilfen und der Behandlung durch 

Dritte, insbesondere die niedergelassenen Ärzte, sowie die Koordination der Hilfen im Gemeindepsychiatrischen Ver-
bund vermitteln. Beispiel ist die Vermittlung der vor- und nachsorgenden Hilfen an die Sozialpsychiatrische Dienste, 
die unter der Leitung eines Arztes für Psychiatrie oder eines in der Psychiatrie erfahrenen Arztes stehen (eigenstän-
dige Träger oder Amtsträgerschaft durch das Gesundheitsamtes) 

o alle einer Unterbringung  vorrangigen Hilfen sind auszuschöpfen, um den mit der Unterbringung verbundenen 
Grundrechtseingriff zu vermeiden 

o Es gibt nur einen mittelbarer Rechtsanspruch der Betroffenen auf Gewährung der Hilfen im Rahmen des Subsidiari-
tätsprinzipes 

Davon weichen folgende Länder derzeit ab: 
o Eine Behandlung ist durch das Gesundheitsamt oder den Sozialpsychiatrischen Dienst ist nur zulässig, wenn und 

solange eine Behandlung des Betroffenen durch einen niedergelassenen Psychiater nicht gewährleistet ist (§ 11 Abs. 2 
Satz 2 NdsPsychKG) 

o In einzelnen Bundesländern sind die Sozialpsychiatrischen Dienste in freier Trägerschaft, dort regelt beispielhaft der § 
6 Abs. 2 Satz 2 SächsPsychKG, dass die Leitung einem Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie unterstellt sein 
muss, Ausnahmen kann das Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz bei  ausgewiesenen psychia-
trischen Kenntnisse bei einem Facharzt für den öffentlichen Gesundheitsdienst oder beispielsweise auch einem  Psy-
chologischen Psychotherapeuten erlauben.  

o Erwähnenswert ist das Eskalationsmodell des § 5 des Thüringer PsychKG. Dies sieht nach der Vorladung des 
Betroffene/ Hausbesuch vom Sozialpsychiatrischen Dienst die Möglichkeit sich stattdessen freiwillig in Behandlung zu 
begeben und dies mitzuteilen explizit vor. Bei fehlender Mitwirkung des Betroffenen kommt es zum Hausbesuch. 
Wenn dieser ergebnislos bleibt können Zwangsmaßnahmen in Form der Zwangsvorführung und Zwangsuntersuchung 
nach vorheriger Androhung erfolgen. Dann ist erst der gewaltsamen Zutritt zur Wohnung dann rechtlich abgedeckt, 
wenn erkennbar ist, dass sich der Kranke selbst oder andere krankheitsbedingt gefährdet. 

o Zum Datenschutz regelt beispielsweise der § 29 Abs. 3 NRWPsychKG, dass die Ärzte verpflichtet sind im Rahmen na-
chgehender Hilfen und Maßnahmen die zuständigen Behörden über die Aufnahme oder den Ablauf der Behandlung 
zu unterrichten. 

Bei aller Liberalisierung und subsidiären Regelung der Hilfen und Maßnahmen der PsychKGs  fielen die Unterbringungszahlen 
nicht sondern stiegen an. Dabei müssen generelle Veränderungen der psychiatrischen Versorgung sowie der Ausbau der sozial-
psychiatrischen Versorgung mit betrachtet werden, da Zwangsunterbringungen und ςbehandlungen weniger ein Problem der 
stationären Psychiatrie und des Rechts sind als eine Folge der Versorgung und zeitgeistiger Rahmengebung. 



2.3 DIE UNTERBRINGUNGSREGELUNGEN  

 

Die Verfahrensregelungen folgen den Ausführungen der PsychKGs bzw. Unterbringungsgesetzen der Bundesländer oder orien-
tieren sich am FamG (Abschnitt 2 Verfahren in Unterbringungssachen, §§ 312 ff FamG). 
Grundlage der Ländergesetzgebung für die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus regelt primär die Voraussetzungen der Gefahrenabwehr. Dem folgend wurde die Unterbringung psychisch kranker 
Menschen als Maßnahme des Polizeirechts verstanden, die eng mit dem Begriff der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ver-
bunden war. In moderneren Unterbringungsgesetzen hat man auf die Gefährdung der öffentlichen Ordnung verzichtet (nur 
noch im Bay. Unterbrg.G.). 
Aus empirischen Untersuchungen ergibt sich eine regional sehr unterschiedliche Unterbringungspraxis. Entsprechend unter-
schiedlich hoch sind die Unterbringungszahlen. Dies betrifft nicht nur verschiedene Bundesländer, sondern auch verschiedene 
Landkreise und Städte eines Bundeslandes (Crefeld 2005). Dies hängt weniger von den gesetzlichen Regelungen als von der 
Organisation der Unterbringung vor Ort ab. Allerdings wird das Regelverfahren der Unterbringung nur selten durchgeführt. Teil-
weise sind bis zu 100 % der Unterbringungen sofortige Unterbringungen ohne vorherige Einschaltung des Vormundschaftsge-
richts. 

Gesetze

Unterbringungsgesetz

Baden-Württemberg

Bayern 

Saarland 

PsychKG

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Nordrhein-Westfalen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen,

Rheinland-Pfalz,

Sachsen

Sachsen-Anhalt,

Schleswig-Holstein

Thüringen

Freiheitsentziehungsgesetz Hessen 



2.4 RECHTLICHER HINTERGRUND DER SOFORTIGEN UNTERBRINGUNG 

 
Damit beschränkt sich die Unterbringung psychisch Kranker auf Krisensituationen. Damit erklären sich auch die Forderun-
gen nach einem  

o Eingangstatbestand ist die fehlende Willenfreiheit zur Handlung (fehlende Handlungskontrolle) aufgrund einer 
psychischen Krankheit, geistigen Behinderung, oder Abhängigkeitskrankheit (nur in einigen Ländergesetzen) 

o Gesamtkonzept der psychiatrischen Hilfen und Maßnahmen 
o Es bedarf einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit (nicht mehr Ordnung) oder für bedeutsame 

Rechtsgüter anderer oder der Person des Betroffenen selbst 
o Beschränkung auf die maximal kürzestes Zeit 
o Zuordnung zum Gesundheitsrecht und weg vom Polizeirecht (frühere Zuordnung) 
o Im Falle fehlender PsychKGs werden die vor- und nachgehenden Hilfen sowie die Maßnahmen vorrangig durch die 

Hilfen des Sozialgesetzbuches übernommen.  
o Es besteht ein Richtervorbehalt, der in Fällen der Nichterbringbarkeit (muss als objektiver Tatbestand belegt werden) 

im Nachgang erbracht werden muss. 
o In jedem Fall ist die Unterbringung subsidär, d.h. nach Ausschöpfen aller alternativen Maßnahmen (Verhält-

nismäßigkeitsgrundsatz) 
Inhalte der PsychKGs oder Unterbringungsgesetze der Länder gelten auch dem Vollzug der Unterbringung, dies umfasst insbe-
sondere 

o sofortige behördliche oder polizeiliche Unterbringung  
o Zwangsbehandlung 
o besondere Sicherungsmaßnahmen 
o Vollzugslockerungen 
o Beim behördlichen Verfahren verweisen die meisten Gesetze auf das FamG (§§ 321 ff) 
o Zuständigen Einrichtungen (nicht zwangsläufig geschlossene Stationen, hier wird in der Regel auf ein Einzugsbereiche 

für die verpflichtende Aufnahme ς in Sachsen auf die Einzugsverordnung -  verwiesen). Der offene Vollzug ist ς soweit 
möglich ς vorzuziehen, dies gebietet die Verhältnismäßigkeit(siehe z. B. § 36 BerlPsychKG, §26 RhPfPsychKG). Umge-
kehrt zeigt dies, dass eine Freiheitsentziehung keiner Station bedarf. Es reichen Vorkehrungen aus, die einer Entwei-
chung vorbeugen. Eine offene Station ist im Rahmen der geringeren Etikettierung, der gemeinsamen Behandlung mit 
freiwilligen Patienten und das therapeutische Klima vorzubeugen.  

o Daneben werden erforderliche Maßnahmen der Gefahrenbegegnung und deren Verhältnismäßigkeiten des Einsatzes 
angegeben (Ausgangsverbote, Überwachungen) 

2.5 VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE UNTERBRINGUNG 
Die Unterbringung eines Menschen mit einer psychischen Erkrankung im Rahmen der PsychKGs/Unterg.R. erfolgt in kategoria-
len und dimensionalen Vorgehen: 

1. Vorliegen einer psychischen Krankheit 

ÅPsychische Krankheit

ÅGeistige Behinderung

ÅSuchtkrankheit (nicht alle Länder)

Handlungskontrolle 
fraglich

ÅFremdgefahr

Å(Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung ist 
heute kaum mehr vertretbar)

Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit 

Eigengefahr
Årichterliche Entscheidung

ÅMittelbare Gefahr

ÅAusnahme:  Sofortige  (einstweilige) 
Unterbringung

ÅGegenwärtige schwer wiegende Gefahr

ÅRichtervorbehalt ist im Nachgang zu leisten 
(Richtervorbehalts(Art. 104 Abs. 2 Satz 1 
GG)

ÅEinschnitt in die Grundrechte ist erheblich

Regelfall
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Baden Würt-
temberg 

X X X geistige oder seelische Krankheit, Behinderung,  
Störung von erheblichem Ausmaß  
einschließlich einer physischen oder psychischen Abhängigkeit 
von Rauschmitteln oder Medikamenten  

 

Bayern X X  αǇǎȅŎƘƛǎŎƘ ƪǊŀƴƪ 
infolge Geistesschwäche oder Sucht psychisch gestört ist" 
dadurch in erheblichem Maß die öffentliche Sicherheit und Ordnung ge-
fährdet  (Art. 1 Abs. 1 BayUnterbrG) 

Berlin  X X  psychisch Kranke sind Personen 
Psychose 
psychischen Störung, die in ihren Auswirkungen einer Psychose 
gleichkommt 
Verlust der Selbstkontrolle einhergehende Abhängigkeit von 
Suchtstoffen  
Behandlungspflicht (sonst keine Aussicht auf Besserung) 

Brandenburg X   psychisch Kranke 
seelisch Behinderte 

     

Bremen  
 

X X X behandlungsbedürftige psychische Störung 
Psychose 
Suchtkrankheit 
Schwachsinn 

Hamburg  
 

X X (X) Psychosen 
behandlungsbedürftigen Abhängigkeitskrankheiten 
anderen behandlungsbedürftigen psychischen Störungen 
geistige Behinderungen 
Müssen behandlungsbedürftig  sein 

Hessen 
 

X X  Geisteskranker 
rauschgift- oder alkoholsüchtiger Personen 
 

Niedersachsen 
 

X   infolge einer psychischen Störung krank oder behindert sind o-
der gewesen sind 
Zeichen dieser Erkrankungen haben 

Nordrhein-
Westfalen  
 

X X  behandlungsbedürftige Psychosen 
andere behandlungsbedüftige psychische Störungen  
Abhängigkeitserkrankungen von vergleichbarer Schwere 

Saarland 
 

X X (X) Personen, bei denen eine geistige oder seelische Krankheit oder 
Störung von erheblichem Ausmaß vorliegt 
Verlust der Selbstkontrolle einhergehenden Abhängigkeit von 
Suchtstoffen leiden 

Sachsen 
 

X X  psychisch Kranker (manifest oder bedroht) 
Suchtkranke 

Thüringen  
 

X X  geistige oder seelische Krankheit, Behinderung oder Störung 
von erheblichem Ausmaß mit Krankheitswert einschließlich ei-
ner physischen oder psychischen Abhängigkeit von Rauschmit-
teln, Suchtmitteln oder Medikamenten 

2. Erhebliche gegenwärtige Gefahr für den Betroffenen selbst oder die bedeutsamer  Rechtsgüter anderer (Selbst- oder 
Fremdgefahr). 



LAND  RECHTSGUT FORM 

Baden-Württemberg Leben, Gesundheit, wesentliche Rechts-
güter1 anderer  

o erhebliche gegenwärtige Gefahr 
o zeitliche Nähe des Schadenseintritts 
o Schwere des Grundrechtseingriffs 

Bayern  o öffentliche Sicherheit und Or-
dung  

o eigene Leben  
o Gesundheit 

erhebliches Maße (z.B. Anorexie mit BMI von 14, dage-
gen nicht Pöbeln usw.) 

Berlin  eigene Leben, zu einer ernsthaften Ge-
sundheitsgefährdung oder der Gefähr-
dung besonders bedeutender Rechtsgü-
ter anderer  

erhebliche Gefährdung  
Gefahr darf nicht anders abwendbar sein  

Brandenburg  o öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung, 

o für sich selbst oder andere  

o ernsthaft gefährden 
o eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben 

anderer Personen  
o ernsthafte oder unmittelbar (bevorstehende) 

Gefährdung  
Hamburg  Gefahr für Mitmenschen oder eine er-

hebliche  Gefahr für sich selbst  
o Gegenwärtige Gefahr 

darf nicht anders abwendbar sein  

Mecklenburg Vor-
pommern 

gegen sich  (Selbstschädigung ) 
oder andere  
oder für die öffentliche Sicherheit 

gegenwärtige erhebliche Gefahr  

Niedersachsen  für sich selbst oder andere  gegenwärtige erhebliche Gefahr  

Nordrhein Westfah-
len 

Selbstgefährdung oder eine erhebliche 
Gefährdung bedeutender Rechtsgüter 
anderer  

gegenwärtig und erhebliche Gefährdung 

Rheinland-Pfalz  sein Leben, seine Gesundheit oder beson-
ders bedeutende Rechtsgüter anderer 

Gegenwärtig und  erhebliche Gefährdung 

Saarland Leben, ihre Gesundheit, bedeutende ei-
gene oder bedeutende Rechtsgüter Drit-
ter 

In erheblichem Maße gefährdet  

Sachsen  sein Leben oder seine Gesundheit 
für bedeutende Rechtsgüter anderer  

erheblich und gegenwärtig gefährdet  (Gefahr) 

Thüringen sein Leben, seine Gesundheit oder 
Rechtsgüter anderer 

in erheblichem Maße 
Schaden stiftende Ereignis steht unmittelbar bevor oder 
es ist jederzeit damit zu rechnen 

Nordrhein Westfah-
len 

Selbstgefährdung oder eine erhebliche 
Gefährdung bedeutender Rechtsgüter 
anderer  

gegenwärtig und erhebliche Gefährdung 

Rheinland-Pfalz  sein Leben, seine Gesundheit oder beson-
ders bedeutende Rechtsgüter anderer 

Gegenwärtig und  erhebliche Gefährdung 

Saarland Leben, ihre Gesundheit, bedeutende ei-
gene oder bedeutende Rechtsgüter Drit-
ter 

In erheblichem Maße gefährdet  

2.6 GEFAHRENDEFINITION 
Grundlage ist somit nicht nur die Erkrankung, sondern die darauf zurückführende Gefahr. 



Der Begriff der Gefahr betrifft grundlegend die Rechtsgüter anderer Menschen. Da der Betroffene möglicherweise nicht frei 
willensbestimmt ist, bzw. aktuell nicht in der Lage ist übersichtlich seine Interessen abzuwägen, wird bei Vorliegen einer psychi-
schen Erkrankung die Annahme nahe gelegt, dass auch eine Gefährdung wesentlicher eigener Rechtsgüter mit betroffen ist (z.B. 
Suzidalität).  

Land  Rechtsgut Form 

Baden-Württemberg Leben, Gesundheit, wesentliche Rechtsgüter1 anderer  erhebliche gegenwärtige Gefahr 
zeitliche Nähe des Schadenseintritts 
 Schwere des Grundrechtseingriffs 

Bayern  öffentliche Sicherheit und Ordnung  
eigene Leben  
Gesundheit 

erhebliches Maße (z.B. Anorexie mit BMI 
von 14, dagegen nicht Pöbeln usw.) 

Berlin  eigene Leben, zu einer ernsthaften Gesundheitsgefährdung o-
der der Gefährdung besonders bedeutender Rechtsgüter an-
derer  

erhebliche Gefährdung  
Gefahr darf nicht anders abwendbar sein  

Brandenburg  öffentliche Sicherheit oder Ordnung, 
für sich selbst oder andere  

ernsthaft gefährden 
eine unmittelbare Gefahr für Leib und Le-
ben anderer Personen  
ernsthafte oder unmittelbar (bevorste-
hende) Gefährdung  

Hamburg  Gefahr für Mitmenschen oder eine erhebliche  Gefahr für sich 
selbst  

Gegenwärtige Gefahr 
darf nicht anders abwendbar sein  

Mecklenburg Vorpommern gegen sich  (Selbstschädigung ) 
oder andere  
oder für die öffentliche Sicherheit 

gegenwärtige erhebliche Gefahr  

Niedersachsen  für sich selbst oder andere  gegenwärtige erhebliche Gefahr  

Nordrhein Westfahlen Selbstgefährdung oder eine erhebliche Gefährdung bedeu-
tender Rechtsgüter anderer  

gegenwärtig und erhebliche Gefährdung 

Rheinland-Pfalz  sein Leben, seine Gesundheit oder besonders bedeutende 
Rechtsgüter anderer 

Gegenwärtig und  erhebliche Gefährdung 

Saarland Leben, ihre Gesundheit, bedeutende eigene oder bedeu-
tende Rechtsgüter Dritter 

In erheblichem Maße gefährdet  

Sachsen  sein Leben oder seine Gesundheit 
für bedeutende Rechtsgüter anderer  

erheblich und gegenwärtig gefährdet  (Ge-
fahr) 

 

Im Einzelnen unterscheiden sich die Formulierungen der Gesetze, wobei hinsichtlich der Fremdgefahr teilweise von der Gefähr-
dung besonders bedeutender Rechtsgüter Dritter gesprochen wird (z. B. § 8 Abs. 1 BerlPsychKG). Weitere Voraussetzung für 
eine Unterbringung ist, dass der Betroffene aufgrund seiner psychischen Krankheit seinen Willen nicht frei bestimmen kann.  

2.7 FOLIE 18: GRUNDSATZ 
Die Unterbringung einer Person, die ihren Willen frei bestimmen kann und ihre Grundrechte freiverantwortlich ausüben kann, 
ist unzulässig. Dies führt insbesondere dazu, dass bei suchtkranken Menschen eine Unterbringung nur im Ausnahmefall in Be-
tracht kommt. 



2.8 FOLIE 19: FREIWILLIGKEIT UND UNTERBRINGUNG 

 

9ƛƴŜ CǊŜƛǿƛƭƭƛƎƪŜƛǘ ǎǘŜƘǘ ŜƛƴŜǊ ¦ƴǘŜǊōǊƛƴƎǳƴƎ ŜƴǘƎŜƎŜƴΦ [ŜŘƛƎƭƛŎƘ ƛƳ tǎȅŎƘYD Ǿƻƴ IŜǎǎŜƴ ǿŜƛǎǘ Ŝƛƴ αŀǳŎƘά ŀǳŦ ŘƛŜ ǇƻǘŜƴǘƛŜƭƭŜ 
Möglichkeit der Unterbringung bei Freiwilligkeit hin. Hier entscheidet damit allein die von einer psychischen Erkrankung ausge-
henden Gefahr.  
In den meisten PsychKGs ist ausdrücklich niedergelegt, dass die fehlende Bereitschaft, sich behandeln zu lassen, eine Unterbrin-
gung nicht rechtfertigt (z. B. § 11 Abs. 1 NRWPsychKG). Damit ist die die Verweigerung einer ärztlichen, insbesondere psychiat-
rischen Behandlung oder die Verweigerung der Einnahme für notwendig erachteter Medikamente nicht geeignet. Im Gegenteil 
würde eine derartige Maßnahme nur den Verdacht erwecken nötigend oder zur Erzwingung einer Krankheitseinsicht oder  Be-
handlungsbereitschaft eingesetzt worden zu sein. Die Nichtbehandlung muss vielmehr zu einer Lebensgefahr oder einer dau-
ernden Behandlungsbedürftigkeit im Sinn einer Chronifizierung führen. 
Eine Gefahr für das eigene Vermögen rechtfertigt keine Unterbringung. Ggf. ist ein Betreuer zu bestellen und ein Einwilligungs-
vorbehalt anzuordnen.  
Neben der Suizidgefahr kommt als Unterbringungsgrund die Gefährdung der eigenen Gesundheit in Betracht. Auch insoweit 
muss es sich um eine erhebliche oder ernstliche Gefahr für die Gesundheit handeln. Dies kann auch bei einer akuten Alkoholin-
toxikation oder in Verbindung mit einem Alkoholdelirium der Fall sein.  
Im Bereich der Fremdgefährdung kommen in erster Linie Gefahren für Leben und Gesundheit Dritter als Unterbringungsgrund 
in Betracht. Gefahren für Sachgüter können nur ausnahmsweise eine Unterbringung rechtfertigen. Belästigungen und querula-
torische Verhaltensweisen psychisch kranker Menschen reichen wegen der Schwere des Grundrechtseingriffs für eine Unter-
bringung nicht aus. 

2.9 UNTERBRINGUNGSVERFAHREN 
Das Verfahren der Unterbringung ist zum Teil in den PsychKGs bzw. Unterbringungsgesetzen der Bundesländer, zum Teil bun-
deseinheitlich in § 312 Unterbringungssachen FamG geregelt.  

1. Jedes Bundesland regelt ein übliches Verfahren (Regelverfahren) und Verfahren im Rahmen einer dringlichen Unter-
bringung bzw. Krisenintervention.  

a. vorläufige gerichtliche Unterbringung durch einstweilige Anordnung  
b. sofortige (behördliche oder polizeiliche) Unterbringung, wenn eine gerichtliche Entscheidung nicht abge-

wartet werden kann. 
2. Voraussetzung für die Unterbringung im Regelverfahren ist zunächst ein Antrag, der durch das Ordnungsamt/ Kreis-

verwaltung /Stadt (zuständig für den Lebensbereich des Kranken) an das zuständige Amtsgericht.  
3. Ein ärztliches Zeugnis oder Gutachten ist beizulegen, das auf einer nur kurz (üblicherweise drei Tage) zurückliegenden 

Untersuchung des Betroffenen beruhen muss. 
4. Die Erkenntnisse, die den Antrag begründen, sind von Amts wegen zu ermitteln und werden im Rahmen der 

vorausgehenden Maßnahmen erhoben. 

2.10 ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE 
Land Regulär Sofortig Fundort 

Brandenburg 
(Amtsgericht) 

Träger der Hilfen (SPDI) Ordnungsamt 11 Abs. 1, 6 Abs. 1  

Sofortig § 12 Abs. 1  

ÅĂauch" gegen ihren Willen in einer geschlossenen Krankenabteilung 
oder einer anderen geeigneten Verwahrung unterzubringen

ÅKºnnen Ăauch" mit ihrem Willen untergebracht werden

Åes kommt nur darauf an, dass eine Gefahr vorliegt

Hessen

Åsehen die Unfreiwilligkeit des Betroffenen als Voraussetzung  an

ÅPraxis. Freiwilligen gegenüber werden Zwangsmaßnahmen verhängt

ÅEinwilligungsfähigkeit ist voraus zu prüfen

Alle anderen 
Gesetze



Ba-Wü  
(Amtsgericht) 

unteren Verwaltungsbehörde    3, 6 UBG 

Bayern 
(Amtsgericht) 

Kreisverwaltungsbehörde  Polizei Art. 5 des BayUnterbrG  
Art 10 Bay UnterbgG 

Berlin 
(Amtsgericht) 

Bezirksamt Polizeipräsident (§ 11 PsychKG) 

 26 Abs. 1 PsychKG  

Bremen 
(Amtsgericht) 

Ortspolizeibehörde  
Zeugnis eines Arztes ist beizu-
legen 

 =  14 BremPsychKG 

§ 14 BremPsychKG 

Hessen  

(Amtsgericht) 

Gemeindevorstandes allgemeine Ordnungsbe-

hörde oder die Polizeibe-

hörde  (+ Vollzug) 

§ 2 Abs. 1, Abs. 2 HFEG 

(§ 19 HFEG 

 Gefahr im Verzug  

hohe Wahrscheinlichkeit des Vorliegens der 

Voraussetzungen einer Unterbringung 

Mecklenburg ςVorpommern 

(Amtsgericht) 

örtlich zuständige Landrat oder Oberbürgermeister  Ordnungsbe-

hörde 
§ 14 PsychKG M-V 

§ 15 PsychKG M-V 

Mecklenburg ςVorpommern 

(Amtsgericht) 

örtlich zuständige Landrat oder Oberbürgermeister  Ordnungsbe-

hörde 
§ 14 PsychKG M-V 

§ 15 PsychKG M-V 

Niedersachsen  (Vormundschafts-

gericht ) (Amtsgericht) 

Landkreisen und kreisfreien Städten (unterschiedliche Zuständig-

keitszuweisungen wie Berufsfeuerwehr, Ordnungsamt usw.) 
§ 3 NPsychKG 

§ 17 Abs. 1 NPsychKG 

§ 18 NPsychKG 

Rheinland-Pfalz Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten die Stadtverwaltung 

Subsidär SPDI (§ 15 Abs. 1, Abs. 6 PsychKG Rhld.-Pfalz) 

§ 13 Abs. 1 PsychKG Rhld.-Pfalz 

Saarland Landräte als untere staatliche 

Verwaltungsbehörden 

Polizei (§§5 Abs. 1, 8 Abs. 1 UBG Saarl. 

Sachsen Bürgermeister_amtes vor bzw. die 

des Landratsamtes 

Polizei (vollzugsdienst) (§ 12 SächsPsychKG) 

(§ 18 Abs. 1, Abs. 3 SächsPsychKG)  

Gefahr im Verzug 

Sachsen-Anhalt Verwaltungsbehörde des Landkreises bzw. der kreisfreien Stadt (§§14 Abs. 1,33 PsychKG LSA) 

§ 15 PsychKG LSA 

Schleswig-Holstein  

(Amtsgericht) 

Kreise und kreisfreien Städte (§ 2 PsychKG S-H) 

(§ 8 PsychKG 

(§ 11 PsychKG) 

Thüringen  

(Amtsgericht) 

Sozialpsychiatrischen Dienst (Gesundheitsämter) (§§ 4, 7 Abs. 1 ThürPsychKG) 

(§ 8 Abs. 1 ThürPsychKG) 

Ein Teil der Länder legt die Zuständigkeit auf die Gesundheitsbehörde / Sozialpsychiatrischer Dienst (z. B. §§ 4, 5, 7 
¢ƘǸǊtǎȅŎƘYDύΦ 5ƛŜǎ ǾŜǊƳŜƛŘŜǘ ŘƛŜ {ǇŀƭǘǳƴƎ ƛƴ αƎǳǘŜά ǳƴŘ αǎŎƘƭŜŎƘǘŜά !ƪǘŜǳǊŜΦ 



2.11 ÄRZTLICHE BEGUTACHTUNG BEI DER SOFORTIGEN UNTERBRINGUNG  
LAND  BEGUTACHUTNG VOR DER 

EINWEISUNG 

QUALIFIKATION DES BEGUTACHTENDEN ARZTES / PRÜFUNGSKOMPETEN-

ZEN DER AUFNAHMEEINRICHTUNG 

Baden-Württemberg ja Arzt ohne Zusatzqualifikation, der nicht der Unterbringungseinrichtung an-

gehören darf. Außerdem: Untersuchung durch einen Arzt der Aufnahmeein-

richtung. 

Bayern nein Das Vorliegen der Unterbringungsvor. wird im Rahmen einer sof. ärztl. Un-

tersuchung des Betr. in der Aufnahmeeinrichtung geprüft. 

Berlin nein, wenn das Bezirksamt 

die Maßnahme anordnet; 

ja, wenn Polizei für das Be-

zirksamt handelt 

Das Vorliegen der Unterbringungsvor. wird in diesem Fall im Rahmen einer 
sof. ärztl. Untersuchung des Betr. in der Aufnahmeeinrichtung geprüft. Arzt 
ohne Zusatzqualifikation, der auch Arzt der Aufnahmeeinrichtung sein darf. 

Brandenburg nein Die Entscheidung über die Notwendigkeit der Maßnahme trifft jedoch der 

Dienst habende Arzt der Aufnahmeeinrichtung. Dieser stellt ggf. den Antrag 

bei Gericht. 

Hamburg ja Arzt ohne Zusatzqualifikation; Überprüfung der Erforderlichkeit der Unter-
bringung durch ärztl. Eingangsuntersuchung in der Aufnahmeeinrichtung. 

Hessen nein Keine weiteren Angaben im Gesetz. 

Mecklenburg-Vorpommern ja Arzt ohne Zusatzqualifikation; Überprüfung der Erforderlichkeit der Unter-

bringung durch ärztl. Eingangsuntersuchung in der Aufnahmeeinrichtung. 

Niedersachsen ja Arzt, der in der Psychiatrie erfahren ist; 

Überprüfung der Erforderlichkeit der Unterbringung durch ärztl. Eingangs-

untersuchung in der Aufnahmeeinrichtung. 

Nordrhein-Westfalen ja Grundsätzlich in der Psychiatrie und Psychotherapie erfahrener Arzt. Über-
prüfung der Erforderlichkeit der Unterbringung durch ärztl. Eingangsunter-
suchung in der Aufnahmeeinrichtung. 

Rheinland-Pfalz ja Arzt ohne Zusatzqualifikation; Überprüfung der Erforderlichkeit der Unter-
bringung durch fachärztl. Eingangsuntersuchung in der Aufnahmeeinrich-
tung. 

Saarland ja Arzt ohne Zusatzqualifikation 

Sachsen Soweit nach den Umständen 
möglich,  

Arzt ohne Zusatzqualifikation; Überprüfung der Erforderlichkeit der Unter-
bringung durch ärztl. Eingangsuntersuchung in der Aufnahmeeinrichtung. 
Wenn besondere Gründe, z.B. große Eile, gegeben sind, kann die Begutach-
tung ausnahmsweise entfallen. 

Sachsen-Anhalt Ja Arzt ohne Zusatzqualifikation; Überprüfung der Erforderlichkeit der Unter-

bringung durch ärztl. Eingangsuntersuchung in der Aufnahmeeinrichtung. 

Schleswig-Holstein Nein Keine weiteren Angaben im Gesetz. 

Thüringen Nein Aber: Für die Anordnung der sof. Unterbringung ist der Sozialpsych. Dienst 

zuständig. Dieser verfügt über Ärzte und damit über genügend Sachver-

stand. 

 

 



2.12 DER UNTERBINGUNGSPROZESS 

 

Þ In der Regel erfolgt die prozessuale Hoheit über eine Behörde, z.B. Ordnungsamt, Gesundheitsamt, SPDi. (§§ 321- 322 
FamG). 

Þ Diese bestellt den Betroffenen ein, damit ein psychiatrisches Gutachten (gutachterliche Stellungsnahme) erfolgen 
kann. Kommt der Patient nicht von sich aus, kann das Gesundheitsamt oder der damit verbundene Sozialpsychiatri-
sche Dienst einen Hausbesuch durchführen. In diesem Fall kann die Unverletzlichkeit der Wohnung aufgehoben wer-
den. Bei Gefahr in Verzug ist auch eine gewaltsame Öffnung der Türe und die Beiziehung von Polizeibeamten verhält-
nismäßig. 

Þ Das Ordnungsamt (ggf. auch andere Kreisbehörden) prüfen den Antrag und schalten ihrerseits das Vormundschafts-
gericht ein. Das Gutachten ist aktuell, d.h. nicht mehr als 24 zurückliegend, abzugeben. Aufgrund der Richtervorbehal-
tes kann der Richter den Betroffenen seinerseits einbestellen und sich einen eigenen Eindruck verschaffen. Im Fall, 
dass er die Unterbringung befürwortet ordnet er diese an.  

Þ Der Betroffene erhält die Aufforderung sich in der Klinik einzufinden. Widersetzt er sich diesem, so kann das Gericht 
zur Einweisung die Polizei bemühen. 

Þ Jeden Schritt kann der Betroffene durch eine Freiwilligkeit vorauseilen. 
 
Im verkürzten Verfahren kann das Gericht den Betroffenen direkt vorladen und die Einweisung verfügen.  
In einigen Bundesländern (z.B. Polizei, z. B. § 14 NRWPsychKG und § 18 NdsPsychKG, § 18 SächsPSychKG) gibt es eine alterna-
tive Regelung im Falle einer gegenwärtigen Gefahr für den Betroffenen oder bedeutsamer Rechtgüter anderer: 

Þ Die Polizeibehörde sieht eine gegenwärtige Gefahr für den Betroffenen oder für bedeutsame Rechtsgüter anderer 
und kann das Regelverfahren nicht mehr einleiten.  

Þ Der Betroffene wird in der Klinik vorgeführt und gegenwärtig untersucht.  

Þ Unverzüglich, jedoch spätestens  bis 10:00 Uhr am Folgetag ist eine gutachterliche Stellungnahme zur Krankheit, den 
sozialen Rahmensituationen, zur davon ausgehenden Gefahr, möglichen Alternativen zu einer unfreiwilligen Unter-
bringung, der Aussagevalidität (ggf. ς stabilität) des Betroffenen und die konkret von diesem ausgehende Gefahren 
anzugeben (§ 321 FamG). 

Þ Der Richter hört den Betroffenen bis 24 Uhr an (§ 319 FamG)  und beschließt eine Unterbringung (§ 312 Unterbrin-
gungssachen FamG). Falls dies nicht erfolgt ist der Betroffene mit Ablauf des Tages zu entlassen. Dabei wird ein Ver-
fahrenspfleger(§ 317 FamG) benannt.  

Mensch zeigt Hinweise auf eine 
Selbst-/Fremdgefährdung i.R. einer 

psychischen Erkrankung

Primäre Behörde ermittelt (Ordnungsamt ς
Gesundheitsamt ςSPDi)

Unterbringung ist notwendig, daher wird der 
Antrag mit ärzlichenGutachenan das 
Vormundschaftsgericht weitergeleitet

Richter bestellt einen Vefahrenspfleger

Betroffener wird aufgefordert sich in die Klinik 
zu begeben, bei Verweigerung erfolgt die 

Vorführung durch die Polizei

Akute Selbst und Fremdgefährdung

Information wird unmittelbar an den Richter 
weiter gegeben

Dieser wartet das ärztliche Gutachten nicht ab, 
verkürzt das Verfahren

Patient wird aufgefordert in die Klinik zu gehen, 
bei Verwehren wird er durch die Polizei 

vorgeführt

Klinik erstellt im Nachgang das Gutachten

Gegenwärtige Gefahr für 
sich/andere aufgrund der 

Erkrankung

Polizei nutzt die Möglichkeit einer einstweilig 
vorläufigen Unterbringung und stellt Patienten 

in der Klinik vor

Bis spätestens zum Folgetag (10 Uhr) ist ein 
Antrag durch die Klinik mit gutachterl. 

Stellungnahme an das Vormundschaftsgericht 
zu senden

Das Gericht hört den Betroffenen vor 24  Uhr 
des Folgetages an und entscheidet über die 

Unterbringung

Anderenfalls wird der Pat. entlassen



 

 

 
 
Es gibt unterschiedliche Vorgehensweisen zwischen den Bundesländern: 

¶ Im Falle, dass dringende Gründe für das Vorliegen der Unterbringungsvoraussetzungen sprechen und mit dem 
Aufschub Gefahr verbunden wäre, kann das Vormundschaftsgericht auch unmittelbar eine vorläufige Unterbringung 
verfügen. In diesem Fällen ist der Unterzubringende vorab zu hören (BVerfG) 

¶ Ist auch dies nicht ausreichend zügig, gibt es in den PsychKGs bzw. Unterbringungsgesetze der Bundesländer die Mög-
lichkeit einer sofortigen oder vorläufig einstweiliger Unterbringung durch die Behörden ( 

¶ in der Regel bedarf es eines ärztlichen Zeugnisses (längste Befundspanne: vom Vortag) 

¶ im Falle der Dringlichkeit der Aufnahme kann der Betroffenen erst im psychiatrischen Krankenhaus persönlich ange-
hört werden. 

¶ Gegen den Willen darf der Patient nicht behandelt werden, es sei denn, dass eine Notfallbehandlung unaufschiebbar 
ist. Dennoch kann sich dadurch der ursprüngliche Zustand des Patienten und die gegebene Gefahrensituation 
verschleiern. 

¶ In Bayern und Sachsen besteht noch weitergehend die Möglichkeit, dass die Polizei in unaufschiebbaren Fällen die 
Betroffenen unmittelbar in das psychiatrische Krankenhaus bringt und auch die zuständige Behörde erst nachträglich 
verständigt wird (§ 10 Abs. 2 BayUG; § 18 Abs. 3 SächsPsychKG). Hier muss jedoch bis zum Folgetag der Patient dem 
Vormundschaftsgericht vorgestellt werden, damit das Gericht vor dem Ablauf des Folgetages über die Unterbringung 
entscheiden kann. Anderenfalls ist der Betroffene zu entlassen. 

Åzeitliche Nähe des drohenden Schadens

ÅWertigkeit der bedrohten Rechtsgüter 

Åmöglichen Schadensausmaßes 

ÅRichter nicht erreichbar 

Fälle, die nicht auf den Richter warten können

ÅNur eine aus sachlichen Gründen zwingend gebotene, 

Ånicht aber verschuldensabhängige Verzögerung der richterlichen Überprüfung der Freiheitsentziehung kann 
zugemutet werden

Åzuständige Behörde hat alle organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die ein sofortiges Nachholen der 
richterlichen Entscheidung ermöglichen

Richterliche Erlaubnis ist sobald als möglich 
nachzuholen (Sachsen bis 10 Uhr am Folgemorgen)

ÅEs gibt keine Regelung, die von der Justizverwaltung  zu jeder Tages- und Nachtzeit eine richterliche 
Entscheidung gewährleistet

ÅLªnder haben ¿ber das Kriterium Ăunverz¿glich" hinausgehend teilweise noch Hºchstfristen (vgl. Anhang) 
bestimmt (Sachsen 10 Uhr des nächsten Morgens)

ÅUnabhängig ist der Antrag so schnall als möglich zu stellen

ÅUnwirksamkeit/Rechtswidrigkeit der Unterbringung, sobald die erste Möglichkeit zur Nachholung der 
Antragsstellung bei Gericht ungenutzt verstrichen ist

Regelung bei der Gefahr in Verzug

Ădringende Gr¿nde" die Annahme des Vorliegens der Unterbringungsvoraussetzungen rechtfertigen 

ÅBaden-Württemberg, Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen und Thüringen

Ådas Vorliegen aller Unterbringungsvoraussetzungen ist definitiv und unter Zuhilfenahme aller notwendigen 
Überprüfungsmöglichkeiten zu bejahen

ÅEntscheidungsträger: mit weit überwiegender bzw. mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit hält er die 
Unterbringungsvoraus-setzungen für erfüllt (keine 100% Sicherheit, jedoch Sorgfaltspflicht)

Unterbringungsvoraussetzungen mit Ăhoher Wahrscheinlichkeit" erf¿llt sind

ÅHessen 

Regel: der Richter ordnet nach Antrag und Überprüfung durch einen Arzt die Unterbringung an! 



2.12.1 Unterschiedliche Praxis: 
Aus empirischen Untersuchungen ergibt sich eine regional sehr unterschiedliche Unterbringungspraxis. Entsprechend unter-
schiedlich hoch sind die Unterbringungszahlen. Dies betrifft nicht nur verschiedene Bundesländer, sondern auch verschiedene 
Landkreise und Städte eines Bundeslandes (Crefeld 2005). Dies hängt weniger von den gesetzlichen Regelungen als von der 
Organisation der Unterbringung vor Ort ab. 
Allerdings wird das Regelverfahren der Unterbringung nur selten durchgeführt.  
Teilweise sind bis zu 100 % der Unterbringungen sofortige Unterbringungen ohne vorherige Einschaltung des Vormundschafts-
gerichts. 

2.13  DIE MEDIKAMENTÖSE BEHANDLUNG  
Die Unterschiede der Länderregelungen betreffen auch den  Umgang mit einer Behandlung gegen den Willen des Betroffenen 
und speziell einer Psychopharmakotherapie.  

 

¶ Die Frage ob eine Medikation zu dulden ist, wurde seitens des Bundesverfassungsgerichts in mehreren Urteilen ver-
neint. Dieses Problem ergab sich speziell im SächsPsychKG.  

¶ Analoge Regeln finden sich auch im § 21 Abs. 3 NdsPsychKG1 

¶ Im BerlPsychKG hat der untergebrachte psychisch Kranke nach § 30 Abs. 2 BerlPsychKG nur unaufschiebbare Behand-
lungsmaßnahmen in Krisensituationen zu dulden (vgl. auch § 18 Abs. 4 NRWPsychKG). 

Im Rahmen der Bundesverfassungsurteile ist eine Behandlung ohne oder gegen den Willen des Betroffenen nur in Fällen von 
Lebensgefahr oder erheblicher Gefahr für die eigene Gesundheit oder die Gesundheit anderer Personen zulässig. 

¶ Damit ist eine Medikation im Rahmen der Verhältnismäßigkeit streng zurückhaltend anzuwenden: 
o Behandlung ohne oder gegen den Willen des Betroffenen bedarf eigener rechtlicher Prüfung und 

Genehmigung 
o die Behandlung der Anlasserkrankung oder die Behandlung einer anderen Erkrankung, die auf Grund der 

Anlasserkrankung verweigert wird, dazu dient, eine schwerwiegende Gefahr für das Leben oder die Gesund-
heit des Patienten abzuwenden 

o die Behandlung hinsichtlich des Behandlungsgrunds Erfolg verspricht (Evidenzbasierung) 
o andere für den Patienten unter Berücksichtigung seines natürlichen Willens weniger belastende Behand-

lungen nicht hinreichend erfolgversprechend sind 
o die Belastungen, die mit der Behandlung einhergehen, nicht außer Verhältnis zum erwartbaren Nutzen 

stehen, wobei der Nutzen mögliche Schäden der Nichtbehandlung deutlich überwiegen muss 

                                                           
1 (2) Die Heilbehandlung bedarf der Einwilligung der untergebrachten Person. Ist die untergebrachte Person nicht fähig, Grund, Bedeutung und 

Tragweite der Behandlung einzusehen oder ihren Willen nach dieser Einsicht zu bestimmen, so ist die Einwilligung der Personensorgeberechtig-
ten oder des Personensorgeberechtigten oder die Einwilligung der Person einzuholen, die zur Betreuung oder Pflege bestellt ist und deren Auf-
gabenkreis diese Einwilligung umfaßt. § 1904 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt unberührt. 
(3) Ist eine Einwilligung im Sinne des Absatzes 2 nicht erteilt, so hat die untergebrachte Person eine Heilbehandlung zu dulden, wenn diese not-
wendig ist, um 
1. diejenige Krankheit oder Behinderung zu heilen oder zu lindern, wegen derer sie untergebracht ist, oder 
2.die Gesundheit anderer zu schützen. 

ω§ 21 Abs. 3: untergebrachte Person hat eine Behandlung zu dulden, um die der Unterbringung zugrunde liegende Krankheit oder 
Behinderung zu heilen oder zu lindern oder die Gesundheit anderer zu schützen, hat der untergebrachte psychisch Kranke nach § 30 Abs. 
2 BerlPsychKG nur unaufschiebbare Behandlungsmaßnahmen in Krisensituationen zu dulden (vgl. auch § 18 Abs. 4 NRWPsychKG).

NdsPsychKG

ωBehandlung gegen den natürlichen Willen des Patienten: ärztliche Zwangsmaßnahme

ωKrankheit [Unfähigkeit den Grund, Bedeutung und Tragweite der Behandlung zu erkennen oder seinen Willen nach dieser Einsicht zu 
bestimmen
ωBehandlung der Anlasserkrankung geboten um die tatsächlichen Voraussetzungen freier Selbstbestimmung wiederherzustellen
ωBehandlung der Anlasserkrankung geboten ist, um die tatsächlichen Voraussetzungen freier Selbstbestimmung wiederherzustellen,
ωauf Grund der Anlasserkrankung verweigert wird, dazu dient, eine schwerwiegende Gefahr für das Leben oder die  Gesundheit des
Patienten abzuwenden,
ωBehandlung muss erfolgsversprechend sein
ωGeringer belastende Behandlungen nicht bestehen und Nutzen ςSchaden Relation zulässig ist
ωein zuvor bekundeter freier Wille des Patienten nicht entgegensteht.

Neu (SächsPsychKG) § 22 SächsPsychKG



¶ Gleiches gilt grundsätzlich auch für besondere Sicherungsmaßnahmen wie Isolierung und Fixierung 
o Anwendung nur in akuten Gefahrensituationen zulässig und setzt ebenfalls voraus, dass die Gefahr nicht 

durch weniger einschneidende Maßnahmen abgewendet werden kann 
o ständige Beobachtung ist sicherzustellen (explizit im § 20 NRWPsychKG geregelt) 
o die Anwendung des unmittelbaren Zwang durch die Mitarbeiter des Krankenhauses  werden spezielle im § 

16 ThürPsychKG; Art. 13 Abs. 2 BayUG geregelt. 

2.14 DIE SÄCHSISCHE LÖSUNG 

 

(3) Eine Behandlung nach Absatz 2 setzt voraus, dass 
o der nach § 33 zuständige Arzt die Entscheidung über die Behandlung trifft 

o der Patient muss im Vorfeld über die Behandlung und ihre beabsichtigten Wirkungen sowie Nebenwirkun-
gen in einer ihm möglichst verständlichen Weise von einem Arzt 1 umfassend aufgeklärt worden sein.  

o Im Falle des Vorhandenseins eines Betreuers ist dieser zu informieren und aufzuklären, so dass dieser die 
Medikation mit seinem Betreuten erörtern kann 

o Das Ziel ist es, seine auf Vertrauen gegründete Zustimmung zu erreichen. 
o das Betreuungsgericht, bei Minderjährigen der gesetzliche Vertreter, die Behandlung auf schriftlichen Antrag des 

Krankenhauses genehmigt, 
o das Krankenhaus dem Patienten und seinem gesetzlichen Vertreter die Behandlung schriftlich ankündigt. 
o Die Maßnahmen unterstehen somit dem Arzt- und Richtervorbehalt. 

 

2.15 ZWANGSMEDIKATION I.R. DER BETREUUNG ς 1 

 

ωder zuständige Arzt trifft die Entscheidung über die Behandlung

ωUmfassende Unterrichtung des Patient über die Behandlung (Wirkungen/ Nebenwirkungen)

ωZiel: Vertrauen und Zustimmung zu erreichen

ωschriftlichen Antrag des Krankenhauses 

ωGenehmigung des Betreuungsgerichtes 

ωBehandlung wird dem Patienten schriftlich angekündigt

ωDies gilt nicht bei gegenwärtiger Gefahr, dann sind die Schritte jedoch nachzuholen

ωDurchführung durch die Leitung eines Arztes

ωAnalog wird mit der Zwangsernährung verfahren

Neu (SächsPsychKG) § 22 SächsPsychKGVoraussetzungen

ωUltima ratio

ωBediensteten eines Krankenhauses nach Vorankündigung

ωDiese kann bei Gefahr unterlassen werden

Unmittelbarer Zwang: § 23 SächsPsychKG

Verfahrenspfleger ist  zu bestellen (§ 312 
FamFG)

Verständigung der beteiligten Persnen §
315 FamFG (u.a. Betreuungsbehörde  (§ 7 

FamFG)

der Betroffene ist anzuhören (§ 319 
FamFG), / auch andere 

Verfahrensbeteiligten (§ 320 FamFG)

Sachverständigengutachten (§ 321 FamFG)

einstweilige Genehmigung: ärztliches 
Attest benötigt (§ 331 FamFG)

Genehmigung ist auf zwei Wochen 
begrenzt (max bis 6 Wochen verlängerbar) 

(§ 333 Abs. 2 FamFG)

Endgültige Genehmigung: 6 Wochen (§ 329 
Abs. 1 FamFG), 

Verlängerung über 12 Wochen: neuer 
Sachverständiger (Betreuten bisher weder 
behandelt hat noch in der unterbringenden 

Einrichtung tätig ist) 



Bei der Genehmigung der Medikation gegen den Willen des Betreuten ist wie folgt zu verfahren: 
o Es besteht ein Richtervorbehalt, dieser  

o Hat einen Verfahrenspfleger zu bestellen (§ 312 FamFG)  
o verständigt die in § 315 FamFG genannten Personen und Stellen (u.a. Betreuungsbehörde als etwaige Ver-

fahrensbeteiligung  gem. § 7 FamFG) 
o hört den Betroffenen an (§ 319 FamFG), die anderen Verfahrensbeteiligten erhalten die Gelegenheit zur 

Stellungnahme (§ 320 FamFG) 
o holt ein unabhängiges Sachverständigengutachten ein(§ 321 FamFG) 
o bei der Notwendigkeit einer einstweilige Genehmigung bedarf es eines ärztlichen Attestes (§ 331 FamFG), 

eine Genehmigung erstreckt sich auf maximal 2 Wochen, längstens bei einer Verlängerung auf 6 Wochen 
(§§ 329, 333 Abs. 2 FamFG) 

o bei einer Verlängerung über 12 Wochen hinaus ist ein anderer Sachverständiger zu bestellen, der weder im 
Vorfeld behandelt hat, noch in der unterbringenden Einrichtung tätig ist. 

 

Mit dem beschlossenen und am 26.2.2013 in Kraft getretenen Gesetz soll durch Änderungen in § 1906 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB) eine hinreichend bestimmte Regelung zur Einwilligung des Betreuers in die Behandlung des Betreuten getroffen werden. 
Die ärztliche Zwangsmaßnahme soll demnach näher bezeichnet werden. Die Einwilligung des Betreuers in eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme ist nur unter folgenden engen Voraussetzungen und nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichtes mög-
lich: 

o Die Einwilligung des Betreuers kommt nur bei einem krankheitsbedingt einwilligungsunfähigen Betreuten in Betracht; 
o die Einwilligung des Betreuers muss zur Abwendung eines dem Betreuten drohenden erheblichen gesundheitlichen 

Schadens erforderlich sein; 
o der erhebliche gesundheitlichen Schaden darf nicht durch eine andere zumutbare Maßnahme abgewendet werden 

können; 
o der zu erwartende Nutzen der ärztlichen Zwangsmaßnahme muss die zu erwartenden Beeinträchtigungen deutlich 

überwiegen; 
o ein Verfahrenspfleger ist zwingend zu bestellen; 
o der Genehmigungsbeschluss des Gerichtes muss die Maßnahme konkret bezeichnen und ist zeitlich befristet.  

Es müssen also folgende Konstellationen vorliegen: 
o der Betreute ist nicht mehr einwilligungsfähig (hat also keinen verbindlichen freien Willen im Sinne der §§ 104, 1896 

Abs. 1a BGB) 
o er kann aber noch einen natürlichen Willen äußern, der der Behandlung ausdrücklich entgegensteht.  

Fälle, bei denen der Betroffene nichts mehr erkennbar äußern kann, also auch Bewusstlosigkeit, Koma, sind davon nicht erfasst. 
Auch nicht die Fälle, in denen es eindeutig dokumentierte und auf die Situation zutreffende frühere Willensäußerungen nach § 
1901a BGB, z.B. Patientenverfügungen, gibt. 
Die Neuregelungen knüpfen an die bisherige Rechtsprechung an. Nunmehr können psychisch Kranke unter engen Vorausset-
zungen auch dann ärztlich behandelt werden, wenn ihnen die Fähigkeit zur freien Willensbildung fehlt. Die Einwilligung des 
rechtlichen Betreuers in eine ärztliche Zwangsmaßnahme - wie auch die Unterbringung - muss ein Richter genehmigen. Eine 
ärztliche Zwangsmaßnahme ist nur im Rahmen der stationären Unterbringung zulässig und nicht ambulant. Der richterliche 
Beschluss zur Genehmigung einer Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme muss konkrete Angaben zur Durchführung der 

ωGenehmigung des Betreuungsgerichts

ωkrankheitsbedingt einwilligungsunfähiger Betreute

ωAbwendung eines dem Betreuten drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens

ωKeine andere zumutbare Maßnahme

ωVerhältnismäßigkeit des Nutzens zum zur erwartenden Beeinträchtigungen muss positiv sein

ωNotwendigkeit eines Verfahrenspflegers

ωKonkrete Formulierung der Maßnahme im Gerichtsbeschluss inkl. zeitliche Befristung

Voraussetzungen:

ωFehlende Einwilligungsfähig des Betreuten (kein verbindlicher freie Willen im Sinne der §§104, 1896 Abs. 
1a BGB) 

ωKeine Bewusstlosigkeit

Konstellationen 



Maßnahme und zu ihrer Dokumentation enthalten. Die Dauer für die richterliche Genehmigung einer Einwilligung in eine ärztli-
che Zwangsmaßnahme ist jeweils auf sechs Wochen begrenzt. 
Die Verfahrensregelungen zur Genehmigung einer Zwangsbehandlung sind ausdrücklich dem Unterbringungsverfahren (§§ 312 
ff FamFG) und nicht dem Betreuungsverfahren (§§ 271 ff. FamFG) zugeordnet. Damit ist klargestellt, dass Zwangsbehandlungen 
ausschließlich im Rahmen freiheitsentziehender Unterbringungen (und nicht etwa auch im ambulanten Bereich) zulässig sind. 
Verfahrensrechtlich gilt: 

o Es ist stets ein Verfahrenspfleger zu bestellen (§ 312 FamFG) 
o die in § 315 FamFG genannten Personen und Stellen (u.a. Betreuungsbehörde sind wegen etwaiger Verfahrensbeteili-

gung zu verständigen (§ 7 FamFG) 
o der Betroffene ist anzuhören (§ 319 FamFG), ebenso ist den anderen Verfahrensbeteiligten Gelegenheit zur Stellung-

nahme einzuräumen (§ 320 FamFG) 
o es ist ein Sachverständigengutachten einzuholen (§ 321 FamFG) 
o falls eine einstweilige Genehmigung erfolgen soll, wird ein ärztliches Attest benötigt (§ 331 FamFG) 
o die Genehmigung im einstweiligen Falle ist auf 2 Wochen beschränkt, kann auf max. 6 Wochen verlängert werden (§ 

333 Abs. 2 FamFG) 
o die endgültige Genehmigung erfolgt für 6 Wochen (§ 329 Abs. 1 FamFG), bei einer Verlängerung über 12 Wochen 

hinaus ist ein anderer Sachverständiger zu bestellen, der den Betreuten bisher weder behandelt hat noch in der un-
terbringenden Einrichtung tätig ist.  

2.16 ANDERWEITIGE ABWENDBARKEIT DER GEFAHR 

 

2.17 BEISPIELE 
 

 

ωdrohende Gefahr kann nicht anders abgewendet werden

Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes

B
e
is

p
ie

l 1 psychisch kranke A droht damit, den 
Bundeskanzler zu töten

Sei verantwortlich für seine Krankheit

mehrere Drohbriefe an den Bundeskanzler 
führen zur Ermittlung durch das BKA

Auffinden mehrerer Waffen B
e
is

p
ie

l 2 stark depressive B will sich selbst töten 

kündigt dies ihrer Schwester gegenüber an 
(vor den Zug werfen)

Beamte des Bundesgrenzschutzes finden B 
tatsächlich auf den Gleisen einer 
Schnellfahrstrecke

(Bundesgrenzschutz)

Keine Unterbringung durch die Bundesbehörden, Polizeili-
che Aufgaben ist Teil der Länderhoheit 

Einigen Ländern die entsprechenden Ämter 
Oder Landespolizei 

Gewahrsamsnahme 



2.17.1 Fall 

 

 

 

 

 

34-jährige Patient P hat zu Hause lauthals getobt 
und wild mit einem Messer herumhantiert

hat er geschrien, er lasse sich von seinem Nachbarn 
N, der im Übrigen nicht zugegen ist, nicht 

umbringen

Vorher werde er, P, den N töten

zufällig anwesender Freund des P alarmiert 
daraufhin die Polizei

Polizei stellt im Rahmen einer Befragung der 
Ehefrau des P fest, dass P schon seit einigen Tagen 
unruhig sei und glaube, er werde verfolgt, um ihn 

umzubringen 

Zustand bestehe bereits seit Jahren.

Zustand lege sich nach fünf bis sieben Tagen wieder.

Es sei noch nie etwas passiert

Ehefrau: sie wolle keine Einweisung ihres Mannes; 
sie sei gegen die Psychiatrie 

Polizei: verständigt daraufhin die für die 
Unterbringung zuständige Behörde und einen 

Psychiater  

Arzt: P leide an Verfolgungswahn 
und habe Angst umgebracht zu 

werden.

Sei eine unkalkulierbare Gefahr für 
Leib und Leben anderer

Ordnungsamt (in anderen Ländern 
andere Behörden) stehen vor der 

Frage der Unterbringung

Psychisch krank 
(Wahnvorstel-

lungen) 
Stellt Gefahr dar

Rechtsgut: 
Gesundheit, Leben 

anderer 
(Tötungsabsicht 

wird formuliert, ist 
erregt, fuchtelt mit 

Messer)

Hinreichend 
konkrete Gefahr 
für das Leben des 

N.

Je höherwertig das 
Rechtsgut, desto 

geringer die 
Wahrscheinlich-
keitsforderung

Aussage der Ehefrau ist 
unmaßgeblich, gilt für 
früher nicht für jetzt/ 

Gefahr ist gegenwärtig

Gefahr für das Leben 
eines anderen Menschen 

schon durch das 
Verhalten des P 

erkennbar geworden

Unterbringung ist eine 
ordnungsbehördliche 

Maßnahme, die allein der 
Gefahrenabwehr dient

Psychische Krankheit und 
Gefahr sind kausal 

verknüpft

ärztliche Zeugnis ( hier 
Psychiater) erfüllt die 
Anforderungen der 

Landesgesetze

(vor Ort und persönlich)

Gerichtliche Entscheidung 
kann nicht abgewartet 
werden, da die Gefahr 

aktuell besteht

αGegenwärtigά: unmittelbar bevorstehendes Schaden stiftendes Ereignis oder als ein Schaden stiftendes Ereignis, das zwar unvor-
hersehbar, aber wegen besonderer Umstände jederzeit zu erwarten  

sofortige Unterbringung nach allen Landesgesetzen liegt vor 



2.17.2 Fallanalyse 

Zuständigkeit (+) 

Psychische Krankheit (+) 

Gefahr (+) 

Gefährdung eines geschützten Rechtsguts (+) 

Kausalität (+) 

Eilbedürftigkeit (+) 

Erforderlichkeit eines ärztlichen Zeugnisses (+) 

ärztliches Zeugnis hat den geforderten Inhalt (+) 

hinreichende Qualifikation des ärztlichen Gutachters (+) 

= sofortige Unterbringung ist rechtmäßig  

2.17.3 Fall 2: Der Marathon-Mann 

 

39-jährige Patient B

Wenn er am benachbarten 
Sportplatz vorbeigeht, 

muss er mehrere Runden 
um diesen herumzugehen

Eines Tages rennt  er ohne 
Grund auf die Straße

Ein Unfall geschieht

Polizei kennt ihn als 
Marathon Man

Nähe ansässiger Psychiater 
des B wird verständigt, 

sagt er habe eine Neurose 
(Zwang)

Keine Verbindung von 
Unfall und Neurose 



 

Psychische Krankheit (+) 

Gefahr (+) 

aber: Kausalität (-) 

= sofortige Unterbringung rechtswidrig 

2.17.4 Fall 3: Selbstmörder auf der Brücke 

 

 

psychische Krankheit bei dem 
.ŜǘǊƻŦŦŜƴŜƴ όαbŜǳǊƻǎŜάύ

Gefahr für Schutzgüter Umherrennen
auf einer Straße - Gefahr für die 

gesetzlich geschützten Rechts- und 
Allgemeingüter (Gesundheit von 

Verkehrsteilnehmer, Verkehrsfluss )

Gegenwärtigkeit der Gefahr?

Fehlende Verbindung von 
Psychiatrischer Krankheit und Gefahr

Ablehnung der Unterbringung

Rettungsdienst  
kommt zu 45-jährige 

M steht auf einer 
Brücke und will in die 

Elbe springen

Notarzt (Psychiater) 
stellt bei Suizidenten 

fest, dass  dieser 
unheilbar an 

Lungenkrebs leidet

Feststellung: 
Bilanzsuizid

Lebensziel erreicht, 
keine hinterlassene 

Verpflichtungen

Feuerwehrmann hält 
ihn vom Suizid ab,. Er 

ist klar, zeigt keine 
seelsichen

Auffälligkeiten 

Sofortige 
Unterbringung?

Keine 
Psychische 
Krankheit

Keine 
Unterbringung


